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MOTION
DATUM: 15.09.2021
GIADA GIANOLA

MOTION
DATUM: 25.03.2022
GIADA GIANOLA

Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Bevolkerung und Arbeit
Bevélkerung und Arbeit

Im Mai 2021 reichte die WAK-NR eine Motion ein, in welcher sie eine Ver6ffentlichung
der Jahresberichte der parititischen Kommissionen der fir allgemeinverbindlich
erklarten  Gesamtarbeitsvertrége (GAV), bestehend aus Arbeitgeber- und
Arbeitnehmerverbanden, verlangte. Damit wollte sie insbesondere «Transparenz tUber
[deren] finanzielle Mittel» herstellen. In seiner Stellungnahme erlduterte der Bundesrat,
dass das SECO bereits eine intensivere und verstarkte Aufsichtsfunktion Uber die
paritatischen Kommissionen von GAV wahrnehme. Zudem veroéffentlichten diejenigen
paritatischen Kommissionen mit den grossten Einkommen ihre Jahresrechnungen
bereits freiwillig. Die meisten seien aber Vereine und somit private Organe, fur die
keine entsprechende Pflicht bestehe. Die EinfUhrung einer Publikationspflicht wirde
die Vereine in paritatischen Kommissionen damit gegentber anderen Vereinen ungleich
behandeln. Folglich beantragte der Bundesrat, die Motion abzulehnen und damit der
Kommissionsminderheit Rytz (gp, BE) zu folgen. Falls aber die Motion im Erstrat
angenommen wiirde, wiirde der Bundesrat eine Anderung des Motionstextes
vorschlagen: Statt eines Umsetzungsauftrags an den Bundesrat wirde er einen
Prifungsauftrag bevorzugen.

Im Rahmen der Debatte im Nationalrat betonte der Mehrheitssprecher der WAK-NR,
Fabio Regazzi (mitte, TI), die Wichtigkeit der Transparenz gegeniber Medien und
Bevdlkerung, weshalb die Jahresberichte der paritatischen Kommissionen offengelegt
werden sollen. Folglich sei auch die Aufsichtsfunktion des SECO ungenligend. Mit der
Motion konnte gemass Mehrheit der WAK-NR das Vertrauen in die paritatischen
Kommissionen und ihre Arbeit gesteigert werden. Der zweite Mehrheitssprecher
Thomas Aeschi (svp, ZG) begriindete diesen Vorstoss Uberdies damit, dass die
paritatischen Kommissionen zwar privatrechtliche Vereine seien, aber «quasi staatliche
Aufgaben>» Ubernahmen. Minderheitssprecherin Regula Rytz betonte hingegen, dass die
Motion kein bestehendes Problem I6se. Die Prasidentinnen und Présidenten der
verschiedenen Vereine sollten ohne Intervention des Bundes den entsprechenden
Auftrag zur Veroffentlichung erteilen. Bundesrat Guy Parmelin (svp, VD) verwies
Uberdies auf das Offentlichkeitsgesetz, mit Hilfe dessen die interessierten Personen die
Jahresrechnungen einsehen durften. Mit 118 zu 65 Stimmen (bei 1 Enthaltung) nahm der
Nationalrat die Motion an. '

In der Sommersession 2022 beschaftigte sich der Stdnderat mit der Motion der WAK-
NR, die den Bundesrat beauftragen wollte, Massnahmen zu ergreifen, damit die
Jahresberichte der paritatischen Kommissionen der fiir allgemeinverbindlich
erklarten Gesamtarbeitsvertrage (GAV), bestehend aus Arbeitgeber- und
Arbeitnehmerverbanden, veréffentlicht werden. Zudem verlangte die Motion, dass die
Kommissionen die Zweckbestimmungen der Mittel im Fondskapital und ihre
Verwendung dokumentieren. Kommissionssprecher der Schwesterkommission, Erich
Ettlin (mitte, OW), empfiehl in Namen der Kommissionsmehrheit, die Motion
anzunehmen. Obwohl die Jahresrechnungen der paritatischen Kommissionen gemass
BGO schon heute eingesehen werden kénnten und das SECO seine Aufsichtsfunktion
Uber diese bereits verstarkt hatte, ziele die Motion darlber hinaus darauf ab, die
Verwaltungskosten und die Zweckbestimmung und Verwendung der finanziellen Mittel
im Fondskapital offenzulegen, so Ettlin. Sie unternehme damit dennoch einen weiteren
Schritt Richtung Transparenz. Bundesrat Guy Parmelin (svp, VD) verzichtete am Ende
der Debatte trotz seiner ablehnenden Position auf eine Abstimmung, da der Bundesrat
der Meinung war, die Forderungen der Motion ohne eine Gesetzesédnderung erflllen zu
kénnen. Die Motion wurde somit angenommen. ?
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MOTION
DATUM: 29.09.2022
GIADA GIANOLA

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS

DATUM: 10.12.2019

DIANE PORCELLANA

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 27.11.2020
DIANE PORCELLANA

POSTULAT
DATUM: 18.03.2021
GIADA GIANOLA

Im September 2020 reichte Nationalrat Mathias Reynard (sp, VS) eine Motion ein, mit
der er den Bundesrat beauftragen wollte, die Praktika besser zu regeln. In Anbetracht
der zunehmenden Zahl an Praktikumsvertragen sei es notwendig, diese zum Schutz der
Praktikantinnen und Praktikanten besser zu regulieren.

In seiner Stellungnahme vom November 2020 beantragte der Bundesrat, die Motion
abzulehnen, da er die bestehenden gesetzlichen Bestimmungen als ausreichend und
eine zusatzliche Regulierung von Praktika als schwer umsetzbar erachtete.

In der Herbstsession 2022 lehnte der Nationalrat den Vorstoss mit 117 zu 65 Stimmen
(bei 1 Enthaltung) ab. Einzig die SP-, die Grine- und die Mitte-Fraktion unterstitzten
das Geschéaft. Zuvor hatte Samuel Bendahan (sp, VD), der die Motion nach dem
Ausscheiden Reynards aus dem Rat Ubernommen hatte, die Wichtigkeit von
Mindestkriterien betont, damit das Praktikum eine Lernerfahrung bleibe. Zudem seien
das OR oder das ArG nicht auf Praktika anwendbar, weil sich ein Praktikum stark von
einer Arbeitsanstellung unterscheide. Bundesrat Guy Parmelin (svp, VD) hatte hingegen
erneut auf die ausreichenden rechtlichen Grundlagen und auf entsprechende
Instrumente der Kantone, denen die Aufsicht Uber den Arbeitsmarkt obliegt,
verwiesen. ®

Arbeitsmarkt

Dans le cadre de |'obligation d'annonce des postes vacants, le conseiller fédéral Guy
Parmelin a approuvé la liste des genres de profession qui y sont soumis pour I'année
2020. La liste a été dressée sur la base de la nouvelle nomenclature suisse des
professions de I'Office fédéral de la statistique (OFS). Les professions qui y figurent ont
un taux de chémage d'au minimum 5%. Tel est le cas pour toutes les professions
élémentaires, exception faite des aides de ménage et de nettoyage. Le personnel de
cuisine qualifié, les spécialistes en restauration, les spécialistes en marketing et les
opérateurs spécialisés en horlogerie ne sont plus concernés par I'obligation d'annonce
dés 2020. ¢

Le conseiller fédéral Guy Parmelin a approuvé la liste des genres de professions soumis
a I'obligation d'annonce pour I'année 2021. Suite & la hausse du chdémage induite par la
crise du Covid-19, la liste a été étendue par rapport a I'année précédente. En plus des
genres de professions déja concernés en 2020, s'y ajoutent le secteur tertiaire
(restauration, commerce de détail, etc.), les domaines de I'art et du divertissement, le
secteur du voyage (transport aérien, etc.) et de I'industrie manufacturiére (horlogerie,
etc.).®

Ein von Standeratin Maya Graf (gp, BL) eingereichtes Postulat wollte den Bundesrat
beauftragen, einen Bericht liber die Auswirkungen der Corona- sowie der Klima-Krise
und der Digitalisierung auf den Arbeitsmarkt und auf die Berufsbildung auszuarbeiten
und Perspektiven fur eine innovative berufliche Entwicklung aufzuzeigen. Eine weitere
zentrale Frage des Postulats war zudem, inwiefern die Energiewende oder Initiativen
wie «Digitale Schweiz» und «Berufsbildung 2030» zusammen mit den Kantonen
weiterentwickelt werden kénnten. Laut Graf stellten die aktuellen Entwicklungen eine
grosse Herausforderung fur den schweizerischen Arbeitsmarkt dar, weshalb aktuelle
und schweizweit vergleichbare Daten Uber die Entwicklung der Arbeitsverhaltnisse
sowie eine Prognose zur Integration der vorhandenen Ausbildungsangebote in die
Entwicklung neuer Berufsfelder notig seien.

In seiner Stellungnahme zahlte der Bundesrat seine bisherigen Maéglichkeiten zur
Reaktion auf die genannten Probleme auf - unter anderem auf die Nationalen
Forschungsprogramme (NFP) und auf seine Optionen aufgrund der Einbindung in die
UNO und die OECD - und strich die bisher erfolgreiche Reaktion der Schweizer
Wirtschaft auf den Strukturwandel hervor. Aus diesen Grinden empfahl er, das Postulat
abzulehnen. Nachdem die Postulantin sowie Bundesrat Guy Parmelin (svp, VD) ihre
Positionen in der Sommersession 2021 noch einmal dargelegt hatten, nahm der
Standerat das Postulat knapp mit 18 zu 17 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) an. °
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POSTULAT
DATUM: 11.05.2022
GIADA GIANOLA

POSTULAT
DATUM: 11.05.2022
GIADA GIANOLA

MOTION
DATUM: 11.05.2022
GIADA GIANOLA

Im Mai 2020 reichte Nationalrétin Isabelle Pasquier-Eichenberger (gp, GE) ein Postulat
ein, mit dem sie den Bundesrat beauftragen wollte, die <«Auswirkungen neuer
Arbeitsformen auf die [Verkehrs-]linfrastrukturen zu untersuchen» und «die positiven
Auswirkungen dieser neuen Arbeitsformen auf die Gemeinschaft zu implementieren».
So habe der Corona-bedingte Lockdown die Mobilitdt stark verandert, diese
Veranderungen seien nun eine Moglichkeit, die Zunahme der Mobilitat durch Telearbeit
zu bremsen. Entsprechend sollten die zur Umsetzung dieser neuen Arbeitsformen
nétigen Rahmenbedingungen geschaffen und die daflr nétige Infrastruktur optimiert
werden. Schliesslich forderte sie auch eine Untersuchung der Folgen fur die
Gesellschaft.

Der Bundesrat beantragte, das Postulat abzulehnen und verwies stattdessen auf einen
«Monitoringbericht Uber die relevanten Entwicklungen im Kontext der Digitalisierung
des Arbeitsmarktes». Er beflUrworte zwar flexible Arbeitsformen, fur welche Arbeiten
diese angebracht sind, mussten jedoch die Arbeitgebenden entscheiden.

Im Rahmen der Sondersession im Mai 2022 beschéftigte sich der Nationalrat mit dem
Vorstoss. Postulantin Pasquier-Eichenberger betonte in der Debatte, dass es nicht nur
notig sei, die Auswirkungen der digitalen Verdnderungen auf den Arbeitsmarkt zu
untersuchen, sondern auch diejenigen auf die Infrastruktur und die Mobilitat.
Entsprechende Untersuchungen wirden jedoch bereits in den Verkehrsperspektiven
2050 vorgenommen, erwiderte Bundesrat Guy Parmelin. Mit 93 zu 93 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) und Stichentscheid von Ratsprasidentin Iréne Kalin (gp, AG) nahm der
Nationalrat die Motion an. Unterstitzt wurde sie von der SP-, der Mitte- und der
Grinen-Fraktion. ’

Im Mai 2020 forderte Nationalrat Piero Marchesi (svp, Tl) in einem Postulat die
Ausarbeitung einer Strategie, um die Abhéngigkeit des schweizerischen Gesundheits-
und Sozialsektors von ausldndischen Arbeitskraften zu beenden. Die Covid-19-
Pandemie habe diese «gefdhrlichle]l, und auch nicht normallel» Abhéangigkeit
aufgezeigt. Dem soll dadurch entgegengewirkt werden, dass das Interesse von
Jugendlichen an den entsprechenden Berufen gesteigert, die Arbeitsbedingungen
verbessert und Karrieremoglichkeiten geschaffen werden.

In seiner Stellungnahme vom August 2020 beantragte der Bundesrat, das Postulat
abzulehnen. Er nehme bereits entsprechende Massnahmen zur Attraktivitatssteigerung
der Berufe im Gesundheits- und Sozialbereich vor.

In der Sondersession 2022 lehnte der Nationalrat den Vorstoss mit 102 zu 50 Stimmen
(bei 35 Enthaltungen) ab. Wéhrend die SVP-Fraktion fir Annahme des Postulats
stimmte, enthielt sich die SP-Fraktion mehrheitlich der Stimme. Zuvor hatte Bundesrat
Guy Parmelin (svp VD) darauf verwiesen, dass der Bund mit der Umsetzung der
Pflegeinitiative weitere Massnahmen zur Steigerung der Attraktivitdt der
entsprechenden Berufe einflihren werde. ®

Léhne

Die SP-Fraktion forderte inmitten der Covid-19-Pandemie mit einer Motion, dass alle
als systemrelevant eingestuften Arbeitskrafte, das heisst Pflegefachpersonal,
Detailhandelsangestellte, Kita-Mitarbeitende sowie Reinigungs- und
Sicherheitspersonal, CHF 5'000 als Pramie ausbezahlt bekommen. Sie alle hatten
wéhrend der Pandemie «an der Front» gearbeitet und dabei «wichtige Arbeit fur die
Gesellschaft>» geleistet, was entsprechend entlohnt werden solle.

In seiner Stellungnahme vom August 2020 beantragte der Bundesrat, die Motion
abzulehnen. Die Bezeichnung von systemrelevanten Berufsarten sei problematisch, weil
eine offizielle Definition fehle. Es ware daher schwierig festzulegen, welche Fachkrafte
diesen Bonus erhalten sollten und welche nicht. Stattdessen verwies der Bundesrat auf
die finanzielle Hilfe zur Bewaltigung der Folgen der Pandemie flr Selbstandige und
Arbeitnehmende.

In der Sondersession im Mai 2022 lehnte der Nationalrat die Motion mit 123 zu 66
Stimmen ab. In der Debatte betonte Bundesrat Guy Parmelin(svp, VD), dass die
Arbeitgebenden besser in der Lage seien, diejenigen Arbeitnehmenden zu
identifizieren, die entsprechend belohnt werden sollen. °
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POSTULAT
DATUM: 04.06.2020
GIADA GIANOLA

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 29.09.2021
GIADA GIANOLA

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 14.12.2021
GIADA GIANOLA

Arbeitszeit

Im Juni 2020 reichte Samuel Bendahan (sp, VD) ein Postulat ein, mit dem er den
Bundesrat beauftragen wollte, in einem Bericht den Umfang der Nutzung von
Heimarbeit aufzuzeigen und die ldee eines privatrechtlichen «Arbeitsvertrags fiir
Telearbeit>» zu priifen. Die Corona-Pandemie habe die Heimarbeit verstarkt; immer
mehr Arbeitnehmende arbeiteten heute von zu Hause aus. Die entsprechende Regelung
in einem privatrechtlichen Vertrag solle nun die Rechte und Pflichte der
Arbeitgebenden und -nehmenden klaren - so die Argumentation Bendahans.

Der Bundesrat beantragte im August 2020, das Postulat abzulehnen, weil er keinen
Bedarf fur einen zuséatzlichen Bericht erkannte. So habe ein im Jahr 2016 publizierter
Bericht gezeigt, dass die allgemein arbeitsrechtlichen Bestimmungen ausreichten, um
Heimarbeit zu regeln. Zudem verwies er auf bereits bestehende Arbeiten in diesem
Bereich: auf eine Informationsbroschire des SECO zum Thema Homeoffice, auf die
bundesratliche Stellungnahme zur Motion Reynard (sp, VS; Mo. 19.4156) und auf seine
Antwort zum Postulat Wettstein (gp, SO; Po. 20.3646).

Im Rahmen der Sondersession im Mai 2022 setzte sich der Nationalrat mit dem Postulat
auseinander und Bundesrat Guy Parmelin (svp, VD) stellte fur Ende 2022 einen
Fortschrittsbericht Uber relevante Entwicklungen im Bereich der Digitalisierung des
Arbeitsmarktes und der Telearbeit in Aussicht. Entsprechend lehnte der Nationalrat das
Postulat Bendahan mit 122 zu 65 Stimmen ab.

Arbeitnehmerschutz

Die WAK-SR teilte in ihrer Medienmitteilung vom Juli 2021 mit, dass sie mit 8 zu 3
Stimmen (1 Enthaltung) beantragte, nicht auf die Vorlage iiber die Anderung des
Entsendegestezes einzutreten, welche der Bundesrat zur Umsetzung einer Motion
Abate (fdp, TI; Mo. 18.3473) geschaffen hatte. Die Mehrheit der Kommission war der
Meinung, dass die Festlegung eines Mindestlohns in der Kompetenz der Kantone - und
nicht in derjenigen des Bundes - liege. Zudem sollten die Kantone selber entscheiden
kénnen, ob alle im Kanton erwerbstétigen Personen einen Mindestlohn erhalten sollen.
Die Kommissionsminderheit erachtete es hingegen als nicht nachvollziehbar, wieso die
Gesamt- und Normalarbeitsvertrage aufgrund des Entsendegesetzes eingehalten
werden mussen, nicht aber die kantonalen Mindestléhne.

Der Standerat befasste sich mit dem Geschaft im Rahmen der Herbstsession 2021.
Neben der Zustéandigkeit der Kantone nahmen die Parlamentarierinnen und
Parlamentarier mehrmals Bezug auf den Kanton Tessin, wo das Problem des
Lohndumpings besonders akut ist. Die im Entwurf vorgeschlagenen Massnahmen
wirden nun die Situation im Tessin - aber auch in anderen Grenzkantonen -
verbessern, warb Minderheitensprecher Paul Rechsteiner (sp, SG), unterstltzt von
Bundesrat Guy Parmelin (svp, VD), flr Eintreten. Zudem sei die Vorlage im
Vernehmlassungsverfahren von 23 Kantonen unterstitzt worden. Mehrheitssprecher
Hannes Germann (svp, SH) hingegen betonte erneut, dass es besser ware, wenn die
Kantone selber das Problem I6sen wiirden. So kennen neben dem Kanton Tessin auch
andere Kantone bereits Regelungen der Mindestléhne. Damit ware eine schweizweite
Losung gar nicht notig. Am Ende der Debatte sprach sich der Standerat mit 25 Stimmen
zu 17 Stimmen (bei 1 Enthaltung) gegen Eintreten aus. "

Der Nationalrat beschaftigte sich in der Wintersession 2021 mit der Anderung des
Entsendegesetzes. Die WAK-NR beantragte knapp, mit 12 zu 11 Stimmen (bei 1
Enthaltung), wie bereits der Stdnderat nicht auf den Entwurf einzutreten, wie
Kommissionssprecher Michaél Buffat (svp, VD) und Kommissionssprecherin Petra Gossi
(fdp, SZ) am Anfang der Debatte ausfihrten. In den Augen der knappen
Kommissionsmehrheit sollten die Kantone selbst sicherstellen, dass ihre kantonalen
Mindestlohne flur alle Arbeitnehmenden auf dem Kantonsgebiet gelten, wie es
beispielsweise der Kanton Jura tut - ein Argument, das auch von der WAK-SR und dem
Sténderat eingebracht worden war. Somit liege ohne Regelung auf Bundesebene keine
rechtliche Unsicherheit vor, die Kantone seien in der Lage, «die Frage [eigenstandig] zu
I6sen». Daniela Schneeberger (fdp, BL) ergénzte, dass die entsprechende Anderung des
EntsG zu einer Ungleichbehandlung zwischen schweizerischen Unternehmen und
Unternehmen aus den EU/EFTA-Staaten flhren wirde, da «nur die auslédndischen
Arbeitnehmenden aufgrund des Entsendegesetzes sanktioniert werden kdnnten».

Minderheitssprecher Fabio Regazzi (mitte, TI) argumentierte hingegen, dass die Kantone
selber das Problem nicht I6sen koénnten - entgegen den Aussagen der
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 08.03.2022
GIADA GIANOLA

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 14.06.2022
GIADA GIANOLA

Kommissionsmehrheit. So mussten Arbeitgebende mit Sitz im Ausland geméss EntsG
nur in der Schweiz geltende Lohnbedingungen einhalten, «sofern diese in
Bundesgesetzen, in Verordnungen des Bundesrates oder in allgemeinverbindlich
erklarten Gesamtarbeitsvertragen und Normalarbeitsvertragen geregelt sind». Folglich
wirde die Ergdnzung des EntsG um solche kantonalen Rechtsgrundlagen eine Garantie
gegen allfallige Beschwerden darstellen - und Rechtssicherheit und Transparenz
gewahrleisten, wie Bundesrat Guy Parmelin ergéanzte. Zudem habe sich die Mehrheit der
Kantone in der Vernehmlassung flr den Entwurf ausgesprochen.

Nach einer langen Debatte setzten sich der Bundesrat und die Minderheit durch: Der
Nationalrat sprach sich mit 104 zu 86 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) fiir Eintreten aus.
Fur Eintreten sprachen sich die Fraktionen der SP, der Mitte und der Griinen aus. "

Nachdem sich der Nationalrat in der Wintersession 2021 flr Eintreten ausgesprochen
hatte, filhrte er im Marz 2022 die Detailberatung zur Anderung des Entsendegesetzes
(EntsG) durch. Im Rahmen der Debatte betonte Kommissionssprecher Fabio Regazzi
(mitte, TI), wie wichtig es sei, das Gesetz zu andern, damit Rechtssicherheit und
Transparenz gewahrt werden kénnen. Gemass dem aktuellen Entsendegesetz mussen
Arbeitgebende mit Sitz im Ausland nur diejenigen Bedingungen garantieren, die in den
Bundesgesetzen geregelt sind. Im Gesetz zu erwahnen, dass zuséatzlich auch kantonale
Bedingungen erflllt sein mussen, wirde zukinftig die gleichen gesetzlichen Grundlagen
fur Arbeitgebende in der Schweiz und solche aus der EU schaffen. Damit kénne die
Rechtssicherheit fur Schweizer Arbeitgebende erhdéht und einen Wettbewerbsvorteil
zugunsten der Unternehmen aus der EU, flr welche die kantonalen Mindestldhne fir
Arbeitnehmende aus der EU ansonsten nicht gelten, vermieden werden. Thomas
Burgherr (svp, AG) erlauterte die Meinung der Kommissionsminderheit sowie der SVP-
Fraktion, wonach eine solche Anderung die «Sozialpartnerschaft untergrabel...]» und
«Widerspriche zur Kompetenzverteilung zwischen Bund und Kantonen» schaffe.
Bundesrat Guy Parmelin (svp, VD) erklérte, dass die kantonalen gesetzlichen Grundlagen
Uber den Mindestlohn bereits heute auch fur entsandte Arbeitnehmende gelten, sofern
das kantonale Gesetz dies vorsehe. Der Nationalrat folgte dem Antrag seiner
Kommissionsmehrheit und nahm den unverédnderten Entwurf des EntsG in der
Gesamtabstimmung mit 106 zu 77 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) deutlich an. Unterstitzt
wurde die Gesetzesanderung in erster Linie von der Sozialdemokratischen Fraktion, der
Mitte-Fraktion und der Grinen Fraktion. Zudem wird mit der Gesetzesédnderung auch
der rechtliche Rahmen fir die Nutzung einer elektronischen Plattform fir den
Informationsaustausch bezliglich Lohnschutz geschaffen.

Nachdem die WAK-SR Ende Mérz 2022 mit 8 zu 4 Stimmen (bei 1 Enthaltung) empfohlen
hatte, nicht auf die Anderung des EntsG einzutreten, debattierte der Stinderat im
Rahmen der Sommersession 2022 diese Frage. Kommissionssprecher Hannes Germann
(svp, SH) betonte dabei, dass die Anderung des EntsG zu einer Ungleichbehandlung
zwischen Arbeitnehmenden aus EFTA- und EU-Staaten fihren wirde. Zudem kénnten
die Kantone selbst fir den Vollzug ihrer Mindestldhne sorgen. Somit solle der Rat nicht
auf die Vorlage eintreten. Paul Rechsteiner (sp, SG) flhrte hingegen Argumente flr
Eintreten an: Erstens habe der Stadnderat mit Annahme der Motion Abate (fdp, TI; Mo.
18.3473) urspringlich die Gesetzesédnderung angestossen, zudem hatten sich 23
Kantone bei der Vernehmlassung fir die Anderung ausgesprochen. Die Ausnahme der
Entsendebetriebe von den kantonalen Mindestléhnen sei eine «Einladung zu
Lohndumping» und damit vor allem fiur den Kanton Tessin ein grosses Problem.
Schliesslich werde mit der Revision auch eine Plattform fur die digitale Kommunikation
im  Entsendebereich  geschaffen, die bei Nichteintreten ebenfalls nicht
zustandekomme. Marina Carobbio (sp, TI) prézisierte, dass nur der Bund, nicht aber die
Kantone in der Lage seien, Mindestlohne einzufihren, die auf alle im Kanton tatigen
Personen (auch aus der EU und EFTA) gelten, weil die entsendeten Arbeitnehmenden
lediglich Bundesgesetzen unterstiinden. Am Ende der Debatte betonte auch Bundesrat
Guy Parmelin (svp, VD) noch einmal die Wichtigkeit dieser Anpassung. Dennoch sprach
sich der Standerat in der Folge mit 26 zu 19 Stimmen erneut fiir Nichteintreten aus,
womit das Geschéft erledigt war. ™
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MOTION
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GIADA GIANOLA

MOTION
DATUM: 14.12.2022
GIADA GIANOLA

Arbeitsrecht

Im Rahmen der Sommersession 2022 beschéftigte sich der Standerat nochmals mit der
Motion von Stdnderat Eich Ettlin (mitte, OW) nachdem diese im WAK-SR beraten
worden war. Kommissionssprecher Alex Kuprecht (svp, SZ) erklérte, dass die Mehrheit
der Kommission als problematisch erachtete, Gesamtarbeitsvertrage dem kantonalen
Recht vorzuziehen, da Gesamtarbeitsvertrage private Vereinbarungen darstellen, die
nicht auf der gleichen demokratischen Legitimation basieren wie Mindestléhne. Diese
wirden von den Kantonen basierend auf demokratischen Entscheidungen der
kantonalen Bevolkerung eingefihrt. Aus diesem Grund wolle die Mehrheit der
Kommission verhindern, dass in die kantonale Souveranitat eingegriffen werde. Die
Kommissionsminderheit beflrchte hingegen, dass es fur die Betriebe schwierig
nachvollziehbar ist, einer privatrechtlichen Vereinbarung wie einem GAV aufgrund eines
Bundesratsbeschlusses zwingend zu unterstehen und gleichzeitig die o6ffentlichen
rechtlichen kantonale Bedingungen einzuhalten. Bundesrat Parmelin (svp, VD)
préazisierte im Rahmen der Debatte, dass ein GAV ein Vertrag zwischen privaten
Akteuren sei und auch dann ein privater Vertrag bleibe, wenn er schweizweit fur
allgemeinverbindlich erklart werde. Der Standerat nahm die Motion schliesslich mit 28
zu 16 Stimmen (bei 1 Enthaltung) an. ®

Im Rahmen der Wintersession 2022 beschéftigte sich der Nationalrat mit der Motion
von Standerat Erich Ettlin (mitte, OW), die den Bundesrat beauftragen wollte,
allgemeinverbindlich erklarte GAV zu Mindestléhnen oder Ferienansprichen gegenuber
kantonalen Regelungen als vorrangig zu erklaren. Zuvor hatte die WAK-NR mit 11 zu 10
Stimmen beantragt, die Motion anzunehmen. Einen bundesratlichen Vorschlag auf
Anderung der Motion hatte sie mit demselben Stimmverhaltnis abgelehnt. In insgesamt
34 Wortmeldungen tauschten sich die Nationalratinnen und Nationalrate in der Folge
zu dieser Frage aus. Kommissionssprecher Fabio Regazzi (mitte, TI) betonte in der
Debatte, dass der geografische Geltungsbereich der GAV weiter gefasst sei als derjenige
der kantonalen gesetzlichen Bestimmungen - Erstere gelten flr die ganze Schweiz oder
fir mehrere Kantone. Deswegen sollen die GAV Vorrang gegenuber kantonalen
Regelungen geniessen. Eine Minderheit Wermuth (sp, ZH) beantragte die Ablehnung der
Motion. Der Minderheitensprecher argumentierte, dass die kantonalen Regelungen
durch direktdemokratische Entscheidungen der kantonalen Stimmbevolkerung
legitimiert seien und aus diesem Grund Vorrang gegenlber den Regelungen im GAV
hatten, die einen Vertrag zwischen privaten Akteuren darstellten, wie Bundesrat Guy
Parmelin erganzte. Folglich verstosse ein Vorrang der allgemeinverbindlichen GAV
gegenuber den kantonalen Regelungen gegen die den Kantonen durch die Verfassung
Ubertragenen Kompetenzen. Trotz dieses Einwandes des Bundesrates nahm der
Nationalrat die Motion mit 95 zu 93 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) knapp an. Unterstitzt
wurde sie von der SVP-, der FDP- und der Mitte-Fraktion. '
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